
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 

Herrn Vorsitzenden des Sozialausschusses 
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Regierungsentwurf zur Änderung des Psychisch-Kranken-Gesetzes und des 
Maßregelvollzugsgesetzes v. 3.12.2013 – Drucksache 18/1363 
Schreiben vom 29.1.2014 
 
 
Sehr geehrter Herr Eichstädt, 
 
mit Dank für die Möglichkeit zur Teilnahme an der schriftlichen Anhörung 
übersende ich Ihnen im Anhang die im Vorstand abgestimmte Stellungnahme 
des Betreuungsgerichtstages e.V. vom 13.3.2014. Als Fachverband im 
Betreuungswesen haben wir unser Augenmerk im wesentlichen auf die 
vorgesehenen Neuregelungen im Schleswig-Holsteinischen Psychisch-
Kranken-Gesetz gerichtet. 
Wir begrüßen, dass im Maßregelvollzug der Schutz Dritter im Unterschied zum 
Referentenentwurf nicht mehr als Rechtfertigungsgrund dienen soll, haben aber 
vergeblich nach einer Begründung dafür gesucht, ihn in der Unterbringung 
nach PsychKG weiterhin für eine Zwangsbehandlung gelten zu lassen (zur 
Unzulässigkeit dieser Regelung s. Ziff 4.1 der Stellungnahme). 
 
Ich möchte Sie bei dieser Gelegenheit darüber informieren, dass ich im 
Einvernehmen mit dem Vorstand die Justizministerin als „Justitiarin“ der 
Regierung mit dem ebenfalls angehängten Schreiben vom 13.3.2014 gebeten 
habe, sich unserer verfassungsrechtlichen Bedenken anzunehmen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Für den Betreuungsgerichtstag e.V. 
Volker Lindemann, VPräsOLG a.D. 

13.03.2014 


